
WERNHARD MÖSCHEL 

EG-Industriepolitik nach Maastricht 

I. Einfiihrung 

Die Wettbewerbsfáhigkeit der europáischen Industrie ist ins 
Gerede gekommen. Man sieht sich einer japanischen Heraus-
forderung ausgesetzt Ungute Abhángigkeiten in der Mikroelektro-
nik werden beschworen. Sie gilt weilhin als Schlüsseltechnologie, 
die in ein breites Feld verschíedenster Anwendungen ausstrahlt 
Traditionell heimische Absatzmarkte, etwa in der Autoindustrie, 
gelten als gefáhrdeL Unfairé Wettbewerbspraktiken im Export wie 
Dumping und versteckte Handelsbarrieren, was die Zugánglichkeit 
des japanischen Binnenmarktes anbelangt, werden vermutet lm 
Hinblick auf eine adaquate Reaktion streiten in Európa - wie in den 
USA - zwei Denkschulen: 

Die eine setzt auf marktwirtschaftliche Rahmenbedingun-
gen, die es gegebenenfalls zu verbessern gelte. Auf dieser 
Basis bleibe es Aufgabe der Unternehmen, sich der Dyna-
mik des Strukturwandels zu stellen. Nur so sei auf Dauer 
ihre Wettbe-werbsfáhigkeit zu gewáhrleisten. 
Die andere setzt auf gezielte staatliche Interventionen. In 
letzter Analyse lauft dies auf mindestens zeitweilige Sub-
vention und/oder Protektion hinaus. Die Erfahrung zeigt, 
daft der Löwenanteil solcher direkter oder indirekter Zu-
wendungen bei wenigen Grofóunternehmen anfállt 
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Die zweitgenannte Denkrichtung ist in der Bundesrepublik 
Deutschland im wesentlichen auf den Kreis der davon begünstig-
ten Interessenten beschránkt geblieben. Sie erhielt in jiingster Zeit 
einen Schub durch Konrad Seitz (1990), bis Február 1992 Leiter 
des Planungsstabes im Auswártigen Amt Otto Schlecht (1991), der 
langjáhrige frühere Staatssekretar im Bundeswirtschaftsministe-
ríum, meinte freilich, solche Sirenenklánge fánden nur "bei einigen 
Schlafmützen, Kleingláubigen und Staatshörigen in Polilik und 
Wirtschaft Gehör". Nach der ausdrücklichen Einführung einer 
Industriepolilik in Art 130 EWG-Vertrag n.F. aufgrund der Maas-
trichter Beschliisse, könnte sich dies ándern. 
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II. Die bisherigen Kompetenzen der Gemeinschaft 

Die Gemeinschaft verfügt nicht iiber eine Allzustandigkeit, wie 
sie den einzelnen Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen Ver-
fassung zukommt. Es gilt vielmehr ein Prinzip einer limilierten 
Einzelkompetenz (Oppermann, 1991, Rdnr. 432ff.). Über eine in-
dustriepolitische Kompetenz als solche verfiigte die Gemeinschaft 
bislang nicht. Unter dem Titel Forschung und technologische Ent-
wicklung gaben lediglich die durch die Einheitliche Europáische 
Akte eingeflihrten Art. 130f bis 130q EWG-Vertrag einige Ansatze. 
Von Erfolgen ist nichts bekannt geworden. Beschránkte Hand-
lungsmöglichkeiten erwuchsen daneben aus der nicht gegen-
standsorientierten, sondern funktionalen Zustandigkeit der EG, wie 
sie sich etwa mit der Anwendung der Wettbewerbsregeln, der Bei-
hilfevorschriften und ahnlicher Regein verbindet (Oppermann, 
1991, Rdnr. 827-846). Die LeiÜinien, welche die Kommission am 
30. Október 1990 zur Industriepolitik veröffentlichte, atmeten ins-
gesamt einen marktwirtschaftsorientierten Geist 
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III. Industriepolitik nach Art 130 EWG-Vertrag n.F. 

Mit Art 130 EWG-Vertrag n.F. wurde in Maastricht ein wichti-
ger weiterer Schritt getan. Unter dem Titel Industrie ist jetzt fiir 
Gemeinschaft wie Mitgliedstaaten ein Mandat formuliert, daftir zu 
sorgen, "daft die notwendigen Voraussetzungen fur die Wettbe-
werb sfáhigkeit der Industrie der Gemeinschaft gewáhrleistet sind". 
Der grundlegende Art 3 EWG-Vertrag enthált überdies jetzt im 
Katalog seiner Tatigkeitsziele unter Buchstabe 1) "die Starkung 
der Wettbewerbsfáhigkeit der Industrie der Gemeinschaft". In der 
Substanz ist dies eine Staatsziel- und Gemeinschaftszielbestim-
mung. Denn das primare Gemeinschaftsrecht hat mit Rücksicht 
auf die Einheitlichkeit und Gleichmáftigkeit seiner Anwendung 
Vorrang vor jedem (nur) nationalen Recht, dann eingeschlossen 
das nationale Verfassungsrecht 

1. Zur Entstehung 

Am Anfang der Vorschrift stand ein Vorschlag der belgischen 
Regierung. Er wurde schon auf der Ebene der Botschafter, der 
stand igen Beauftragten, in Brüssel verworfen. Er gait selbst im 
Sinne der oben benannten zweiten Denkschule als zu dirigistisch. 
Der Ietztlich verabschiedete Arlikel geht auf einen Vorschlag der 

fi 
Französischen Regierung Edith Cresson zurück. Er war zwei 
Tage nach ihrem Amtsantritt prásentiert worden. In einem EG-
internen Non-paper heiftt es dazu: 

Der französische Vorschlag würde die ökonomische Philo-
sophie der Europáischen Vertráge fundamental ándern. 
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Der íranzösische Text würde eine Abkehr von der gegen-
wárügen AuBenhandelspoliük der Gemeinschaft bedeuten. 
Der íranzösische Text würde die institutionelle Balance in 
der Gemeinschaft weg von den gemeinsamen Institutionen 
hin zu Aktionén der Mitgliedstaaten verschieben. 
Der íranzösische Text schlage weitreichende Handlungs-
möglichkeiten im Gegensatz zu sachlich oder zeitlich 
begrenzten Maftnahmen vor. 

Maastricht hat den französischen Vorschlag im wesentlichen ver-
wirklicht Einige Kautelen wurden eingefügt Das Mehrheitserfor-
dernis für Gemeinschaftsmaftnahmen wurde auf ein Einstimmig-
keitserfordernis aufgestockt Die Bezugnahme der Maftnahmen 
auf die Auftenhandelspoliük wurde fallengelassen. Der Inhalt der 
Norm stellt sich als ambivalent dar. Er öffnet sich einem restrik-
üven wie einem expansiven Verstándnis. Aus einer marktwirt-
schaftlichen Perspektive kann man von Gesundbeter-Inrerpretaüon 
oder von Kassandra-Interpretaüon sprechen (Möschel, 1992; Wis-
senschaftlicher Beirat, 1992). 

2. Gesundbeter-Interpretaűon 

Dafür lassen sich beachtliche Argumente vorbringen: 
Art. 130 Abs. 1 Satz 1 EWG-Vertrag spricht von den not-
wendigen VorausseUungen für die Wettbewerbsfáhigkeit 
nicht von der Wettbewerbsfáhigkeit selbst Man mag darin 
eine gewisse Abschwáchung erkennen. Sie relaüviert sich 
freilich, weil in Art 3 Buchstabe 1) EWG-Vertrag unmittel-
bar von einer "Stárkung der Wettbewerbsfáhigkeit der 
Industrie der Gemeinschaft" die Rede ist 
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- Art 130 Abs. 1 Satz 2 EWGVertrag weist auf ein "System 
offener und wettbewerbsorientierter Márkte" bin. Damit 
wird eine Qualifizierung aufgenommen, welche die 
Maastricbter Beschlüsse namentlich im Zusammenhang 

n 

der Wahrungsunion mehrfach angesprochen haben. Man 
kann solche Formulierungen nicbt als marktwirtschaft-
liche Rhetorik abtun. Doch der Handlungsspielraum, 
welcher innerhalb dieses Rahmens möglich bleibt, ist 
betrachtlich. 
Nach Abs. 3 Satz 3 der Vorschrift bietet der Titel keine 
Grundlage daflir, daft die Gemeinschaft irgendeine Maft-
nahme einfiihrt, die zu Wettbewerbsverzerrungen filhren 
könnte. Diese Kautele wurde unter dem Einfluft der Gene-
raldirektion Wettbewerb in das Vertragswerk aufgenom-
men. Da staatliche Fördermaftnahmen kaum jemals 
Marktteilnehmer völlig gleichmáftig treffen, fast per defini-
tionem die Wertbewerbsverhaltnisse verzerren miissen, 
kann diese Vorschrift schwerlich im strikten Wortsinn an-
gewandt werden. Wird sie aufgeweicht, gerát man leicht 
auf eine schiefe Bahn. 

3. Kassandra-Interpretation 

Hier kommt manches zusammen: 
Die Entstehung der Vorschrift weist eindeutig auf einen 
merkanűlisüschen Ursprung hin. Auch aus Brüssel hört 
man Ideen, die eher in diese Richtung weisen. Es ist von 
Industriepolitik im Hinblick auf die Textilindustrie, die 
Automobilbranche, die Militartechnik, die sogenannte 
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Hochtechnologie die Rede. Das war bislang immer ein Ge-
misch aus Protektion und Subvention. Die im sogenannten 
Delors II-Paket vom 11. 2. 1992 veranschlagten Zusatzmit-
tel fur den Sektor "Verbesserung der Wettbewerbsfahig-
keit" belaufen sich auf 3,5 Mrd. ECU. 
Die in Abs. 1 Satz 3 der Vorschrifl aufgelisteten Maftnah-
men sind so umfassend und zugleich so allgemein gehal-
ten, daft sie ohne Miihe auch eine Handhabe für dirigisti-
sche und sektorale Industriepolitik bieten: " - Erleichte-
rung der Anpassung der Industrie an die strukturellen Ver-
ánderungen; - Förderung eines für die Initiative und Wei-
terentwicklung der Unternehmen in der gesamten Ge-
meinschaft, insbesondere der kleinen und mittleren Unter-
nehmen, günstigen Umfelds; - Förderung eines für die Zu-
sammenarbeit zwischen Unternehmen günstigen Umfelds; 
- Förderung einer besseren Nutzung des industriellen Po-
tentials der Politik in den Bereichen Innovation, For-
schung und technologische Entwicklung." - Gewift kann 
man all das auch in Richtung unbedenklicher Angebots-
politik interpretieren wie leistungsfáhige Infrastruktur, 
wachstumsfreundliche Unternehmensbesteuerung, markt-
konforme Forschungsförderung und áhnliches. Doch dazu 
war die neue "Verfassungs" - Vorschrift nicht erforderlich. 
Soil sie nicht von vornherein als eine überílüssige gewollt 
sein, muft sie weitergreifende Zielsetzungen verfolgen. 
Nach Abs. 3 Satz 1 der Vorschrift tragt die Gemeinschaft 
durch die Politik und die Maftnahmen, die sie aufgrund 
anderer Bestimmungen dieses Vertrages durchfuhrt, zur 
Erreichung der Ziele des Absatzes 1 bei. Hier gibt es kei-
nerlei Kautele. In der Bestimmung schlagt sich ein Grund-
satz nieder, der methodisch unter dem Aspekt von der 
"Einheit der Rechtsordnung", hier der Gemeinschafts-
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rechtsordnung, her geláufig ist Industriepolitische Ziel-
setzungen können auf diese Weise durchschlagen auf die 
Anwendung der Kartellerlaubnis nach Art 85 Abs. 3 EWG-
Vertrag, auf die Handhabung der europáischen Fusions-
kontrolle, auf die Beihilfenpraxis nach Art 92ff. EWG-Ver-
trag, auf Grenzziehungen innerhalb der sogenannten Effet-
utile-Rechtsprechung (Bach, 1992; Monopolkommission, 
1990, Kap. VIII; Möschel, 1992; Mestmácker, 1992), auf 
die Forderung grofttechnischer Vorhaben, auf den Einsatz 
des auftenhandelspolitischen Instrumentariums gegenüber 
Drittlándern, namentlich gegenüber Japan. 
Dieses letztgenannte Risiko steigt, wenn man rechtssys-
tematisch Art 3 Buchstabe 1) EWGVertrag n.F. (Star-
kung der Wettbewerbsfáhigkeir der Industrie) mit Art 3 
Buchstabe g) EWGVertrag^ (System, das den Wettbe-
werb innerhalb des Binnenmarkts vor Verlalschungen 
schützt) in Verbindung setzt Danach haben beide Ziele 
gleichen Rang. Zugleich láftt sich daraus ableiten, daft die 
indurstriepolitische Zielsetzung des Buchstaben 1) nicht 
schon mit den Mitteln der Wettbewerbspolitik des Buch-
staben g) erreicht werden soli, getreu dem Motto: Wett-
bewerbsiahig bleibt man am ehesten im Wettbewerb 
selbst Denn dann wáre der neue Buchstabe 1) wieder völ-
lig überflüssig gewesen. Die Gemeinschaft mag Anlaft 
sehen, die beiden gleichrangigen Zielsetzungen miteinan-
der zu harmonisieren. Das könnte - verglichen mit der 
bisherigen Rechtslage - nur auf Kosten des Wettbewerbs-
prinzips geschehen. 

Das Einstimmigkeitsprinzip des Art 130 Abs. 3 Satz 2 
EWGVertrag trágt nicht sehr weit Es betrifft ohnehin nur 
den schmalen Anwendungsbereich spezifischer Unter-
stützungsmaBnahmen der Gemeinschaft im Hinblick auf 



Maftnahmen, welche von den Mitgliedstaaten durchge-
fiihrt werden, Auch láBt sich ein Einslimmigkeitsprinzip 
polilisch aushebeln. Dazu genügt es schon, wenn Vor-
schlage zu Paketlösungen zusammengeschníirt werden. 
Der natíirliche Ergeiz der Kommission und der dahinter-
stehenden Bürokralie, ein vorhandenes Instrumentarium 
auch zu nutzen, mag das seine dazu tun. 
Auf eine Rechtskontrolle des Gerichtshofes der Europái-
schen Gemeinschaften in diesem Bereich zu setzen, konn-
te sich als riskant erweisen. In poliliknahen Tátigkeits-
feldern beláftt er der Kommission einen weiten Beurtei 
lungsspielraum. Die gerichUiche Kontrolié der Beihilfen-
praxis nach Art. 92ff. EWG-Vertrag mag dafür als Beleg 
dienen. Selbst bei der Anwendung der mittlerweile hoch-
differenzierten Art. 85 ff. EWG-Vertrag gibt es Tendenzen 
in dieser Richtung (Everling, 1989). 

Welche der beiden Auslegungsalternaüven sich in der Praxis 
durchsetzen wird, kann nur die Zukunft erweisen. 
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IV. Zur demokraüschen Legitimitat der Neuregelung 

Art 130 EWG-Vertrag hat als Teil des primáren Gemein-
schaftsrechts, wie bereits erwáhnt, den Rang einer Überverfas-
sung. Verfassungsvorschríften werden aus guten Gründen unter 
besonders erschwerten Voraussetzungen und in aufwendigen Pro-
zeduren verabschiedet Die gegenwartige Diskussion in der Bun-
desrepublik Deutschland bezüglich einer Weiterentwicklung des 
Grundgesetzes in Vollzug von Art 5 Einigungsvertrag bietet daflir 
reiches Anschauungsmaterial. Daran gemessen, íiigt sich Art 130 
EWGVertrag eher Mustern aus vorkonstitutioneller Zeit ein. Eine 
vorgángige ölfentliche Diskussion zu dieser Frage hat es in der 
Bundesrepublik im Unterschied zur Problematik einer Wahrungs-
union nicht gegeben. Ebenso wenig gab es in dieser Richtung Ent-
schlieftungen der Gesetzgebungsorgane. Auf der Ebene der be-
teiligten Ministeríen bestand vor Maastricht Einigkeit darüber, daft 
den industriepolitischen Vorschlagen nicht zugestimmt werde. Die 
beiden einsamen Unterhándler in Maastricht hielten es gleichwohl 
für angemessen, im Wege eines Kompromisses zuzustimmen. Da-
bei ist einsam durchaus wörtlich gemeint Zum Maastrichter 
Verhandlungsritual gehörte, daft die jeweiligen nationalen Unter-
hándler nur von zwei Adlati flankiert waren; der Rest des fachspe-
zifischen Trosses war in andere Raume verbannt Situationsgebun-
denen und von taktischen Überlegungen nicht freien Willensent-
schlieftungen bei Kamingesprachen wáchst damit Verfassungsqua-
litat zu. Die nachtrágliche Zustimmung von Bundestag und Bun-
desrat vermag die defizitare demokratische Legitimation nicht voll-
standig zu geben. Denn diese Verfassungsorgane sind nur noch in 
einer bináren Entscheidungssituation, namlich zu den Maastrichter 
Ergebnissen insgesamt ja oder insgesamt nein zu sagen. Der Um-
stand, daft das nationale Zustimmungsgesetz aus anderen Grün-
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den verfassungsandernde Mehrheiten bedingt, andert an diesem 
Befund nichts. Es ist dabei nur begrenzt trösüich, daft nach 
deutscher Verfassungstradition - im Unterschied etwa zur US-ame-
rikanischen - die Gesetzgebungsorgane bei Zustimmungsgesetzen 
zu völkerrechUichen Vereinbarungen sich regelmáftig in dieser 
Entscheidungssitualion befinden. Bei völkerrechUichen Vertrágen 
von besonderem Gewicht wird dies durch politische Ríickkoppe-
lung der Verhandlungsführung und begleitende öffenüiche Diskus-
sion aufgefangen. Nichts von alledem hat es im Hinblick auf das 
industriepolitische Mandat von Maastricht gegeben. Der Wissen-
schaftliche Beirat beim Bundeswirtschaftsministerium hat dazu 
gemeint (1992): "In der Regei machen sich nur wenige klar, daft 
mit den ordnungspolitischen Grundfragen, die die wirtschaftlichen 
Eingriffsrechte des Staates belreffen, über Grundregein unseres 
Zusammenlebens entschieden wird. Die spröde Frage nach dem 
Für und Wider einer allgemeinen industriepolitischen Zustandig-
keit der Europáischen Gemeinschaft oder der Einzelstaaten ládt 
zudem dazu ein, in der Erwartung von mannigfaclien Sondervor-
teilen die Gefahren für die Verantwortung und Freiheit der Indivi-
duen, der Unternehmer, der Tarifvertragsparteien zu übersehen." 
Etwas weniger spröde formuliert: Die wirtschaftliche Freiheit des 
einzelnen, die ein Recht auf Chance und Scheitern ist, wird einmal 
mehr für ein Linsengericht hergeschenkL 
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